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Grosser Rat versenkt Einheitspolizei
NachmehrstündigerDebatte hat derGrosse Rat amDienstag entschieden, dass das duale Polizeisystembleibt.

Dominic Kobelt

Die roten und grünen Punkte
auf dem Bildschirm verteilten
sich quer durch die Fraktionen
– nur die Mitte hat geschlossen
für eine Beibehaltung des mo-
mentanen Polizeisystems ge-
stimmt. Das Resultat am Ende
der mehrstündigen Debatte:
Mit 74 zu 61 Stimmen unter-
stützte derGrosseRat denMin-
derheitsantrag aus der Sicher-
heitskommission (SIK). Damit
wurdederLeitsatz imVorschlag
des Regierungsrats geändert:
«Die bestehende duale Polizei-
organisation soll beibehalten
und optimiert werden», heisst
es neu. Damit ist die Einheits-
polizei vomTisch.

Regierungsrat ist
umgeschwenkt
Für das duale System hatten
sich Gemeindevertreter aus al-
lenParteien eingesetzt. «Güns-
tigerwird es lediglich,wennder
Service public abgebaut wird,
unddasdarf auf keinenFall pas-
sieren», sagte etwa Carole Bin-
der-Meury (SP). JeanineGlarner
(FDP) wies darauf hin, dass
auch bei einer Einheitspolizei
nicht nur eine Organisation für
die Sicherheit zuständig wäre.
Sie sprach damit die Grenzwa-
che an. «Eine Einheitspolizei
führt unweigerlich dazu, dass
sich die Polizei aus der Fläche
zurückzieht», erklärt sie und
führte als Beispiel den Kanton
Luzern an, der Polizeiposten
schliesse. Auch im Aargau sei
nur «einmittelfristiger» Erhalt
garantiert.

Nachdem sich der Regierungs-
rat 2022 noch gegen eine Ein-
heitspolizei ausgesprochenhat-
te, wollte er nach einer vertief-
ten Prüfung doch eine Abkehr
vomdualenSystem.Egli erklär-
te, dies sei keine «Kehrtwende
aus heiterem Himmel» gewe-
sen. «Wir haben klar gesagt,
dass es zwei Szenarien gibt. Als
klar wurde, welche Anpassun-
gen im dualen System tatsäch-
lich nötig sind, haben wir uns
weiterentwickelt und erklärt,
dass es eine Einheitspolizei
braucht.»

DieÄngste, die inderAnhö-
rung von Gemeindevertretern

geäussertwurden, konntendie-
sen offenbar nicht genommen
werden.Die SIKhatte zwar vor-
geschlagen, einenLeitsatz zuer-
gänzen: «Die regionale Abde-
ckung der Polizei durch Posten
und Patrouillen sowie direkte
Erreichbarkeiten für die lokale
BevölkerungunddieGemeinde-
behörden sind sicherzustellen.»

«RepolundKapowurden
gegeneinanderausgespielt»
Doch trotz dieser Zusicherung
zweifelten die Gegner an der
Vorlage. SowarfClaudiaHauser
(FDP)demKommandantender
Kantonspolizei vor, er wolle die

Polizisten aus der Fläche abzie-
hen, der Kanton priorisiere an-
ders als dieGemeinden.

Dieter Egli sagte, er finde es
schade, dassman die Regional-
polizeien und die Kantonspoli-
zei gegeneinander ausspiele.
«EsgehtnichtumeineZerschla-
gung der Regionalpolizeien,
sondern umeine Zusammenle-
gung der Organisationen», er-
klärte er. «DieAufgabengreifen
immermehr ineinander, die Si-
cherheitslageändert sich immer
schneller.» Den Unterschied
zwischen lokalet und überge-
ordneter Sicherheit könne man
je länger, je wenigermachen.

EsgabdurchausauchUnterstüt-
zung für die Einheitspolizei,
praktisch aus allen Fraktionen.
«Wirmüssen uns eigentlich nur
etwas fragen: Ist die Sicherheit
imKantongewährleistet?»,argu-
mentierte Nicole Heggli-Boder
(SVP). Natürlich schliesse das
auch die Regionenmit ein. «Ich
habe zwei Teenie-Töchter, ich
bindie letzte,diewill,dassdieSi-
cherheit abnimmt.» Jährlich
gebe es aber 2300 Doppel-
patrouillen, also Patrouillen von
Kapo und Repol, obwohl es nur
eine brauche. Die Gegner der
Einheitspolizeibefürchteten,ein
Systemwechselkönntedazufüh-

ren, dass Regionalpolizistinnen
undRegionalpolizistendenAar-
gau verlassen. So auch Grossrat
Hanspeter Budmiger (GLP) aus
Muri: «Beide Systeme funktio-
nierenundhabenVor-undNach-
teile. Mit einemWechsel gehen
wir aber enorme Risiken und
Kostenein.»DerChefderRegio-
nalpolizeiMuri,RenatoOrsi,hat
ausgenaudiesemGrundbereits
gekündigt.OrsiverfolgtedieDe-
batte imGrossenRatvorOrt, zu-
sammenmitweiterenVertretern
ausverschiedenenAargauerRe-
gionalpolizeien.

DieZusammenarbeit soll
verbessertwerden
Doch wie geht es nun weiter?
AusdenVotenwarherauszuhö-
ren, dass grosse Einigkeit
darüber besteht, dass das be-
stehendeSystemoptimiertwird.
Grossrat Markus Schneider
(Mitte), Stadtammann von Ba-
den, äusserte sich etwa zu den
Doppelspurigkeiten. Er schlug
vor, dass das Dekret dahin ge-
hend anzupassen sei, dass die
Regionalpolizei künftig zusätz-
liche Aufgaben übernehmen
kann, die momentan der Kan-
tonspolizei vorbehalten sind.
«Dadurch werden bei der Kan-
tonspolizei Ressourcen frei.»

Der Regierungsrat wurde
schliesslich praktisch einstim-
migbeauftragt, dieArbeiten für
die Umsetzung der genehmig-
ten Leitsätze einzuleiten. Die
Einheitspolizei ist also vom
Tisch, doch die Diskussionen,
wie sich die Polizei im Aargau
weiterentwickeln soll, ist noch
lange nicht abgeschlossen.

Vertreter verschiedener Regionalpolizeien verfolgten dieGrossratsdebatte. Unter ihnen auchRenatoOrsi, Chef der RegionalpolizeiMuri, der
seinen Job aufgrund der Unsicherheiten gekündigt hat. Bild: Dominic Kobelt

Parlament hebt Eigenmietwert an
Statt 60 Prozent gelten bald 62 Prozent derMarktmiete – SVP und FDPwehrten sich vergeblich dagegen.

Eva Berger

DassderEigenmietwert imAar-
gauangepasstwerdenmuss, hat
nicht die Politik entschieden,
sondern das Verwaltungsge-
richt. Denn der Kanton erfüllt
dieVorgabendesBundesbeider
Schätzung von Eigenheimen
schon langenichtmehr.DieVor-
gabenbesagten, dassderEigen-
mietwert in jedem Einzelfall
und zu jedem Zeitpunkt die
Schwelle von 60 Prozent der
Marktmietedesentsprechenden
Objekts nicht unterschreiten
darf. Und dies ist im Aargau
nicht gegeben.

SVP:Nichtnur reiche
Hausbesitzer
Der Grosse Rat beugte sich am
Dienstag in zweiter Beratung
über das Schätzungswesen. Im
Dezember2022hatteer inerster
LesungeinenEigenmietwertvon
60Prozentbestimmt.DerRegie-
rungsrat hatte62Prozent vorge-
schlagen. Der 2-Prozent-Puffer
solleinweiteresVerfahrengegen
den Kanton verhindern. Nun
schwenkte das Parlament um
undfolgtederRegierung.Mit70
Ja- zu 64Nein-Stimmen setzt er
den Eigenmietwert bei 62 Pro-
zentderMarktmiete fest.Obdie-

ser Wert eingehalten wird, soll
alle fünf Jahreüberprüftwerden.

Dagegen stellten sich SVP
undFDP.Nicht alleEigenheim-
besitzer seienvermögend, sagte
HansjörgErne fürdieSVP-Frak-
tion. In Zeiten der steigenden
Preise müssten sie aber jetzt
auch noch für den Eigenmiet-
wert tiefer indieTaschegreifen.
Die JahresrechnungdesKantons
zeige zudem, dass dieser mehr
Steuern einnimmt, als er
braucht.AucheineNeubeurtei-
lung alle fünf Jahre lehnte die
SVPab, einZehn-Jahres-Rhyth-
musgenüge, soErne. Schwäche
sich der Immobilienmarkt ab,
veränderten sich die Werte
schliesslich auch gegen unten.

Die FDP sehe den Nutzen
eines Puffers von zwei Prozent
beimEigenmietwertnicht, sagte
Silvan Hilfiker für die Fraktion.
Beim Schätzungsrhythmus be-
fürworteten die Freisinnigen
ebenfalls einen Zehn-Jahres-
Rhythmus.Alleanderensahenes
wie der Regierungsrat. «Spielen
wir nichtmit dem Feuer», sagte
RolandKuster fürdieMitte-Frak-
tion.DerKantonsollbeimEigen-
mietwertdasZepterselber inder
Handbehalten – kommees aber
zu einem neuen Verfahren we-
genzutieferEinschätzungen, sei

die Autonomie. Dann kann ein
Wert für den Kanton festgelegt
werden.

Und dieser würde dann viel-
leichtdeutlichhöherausfallenals
62Prozent.«WeralsodenEigen-
heimbesitzern etwas Gutes tun
will, stimmt für 62 Prozent»,
mahnte Urs Plüss für die EVP.
Die Tierwelt bemühte Dominik
Gresch (GLP) für sein Votum:
«Ein Spatz in der Hand ist be-
kanntlich besser als eine Taube
auf dem Dach.» Und auch die
GrünenfolgtendemRegierungs-
rat. Der SP ging der Vorschlag
nicht weit genug, man hätte 70
Prozentbevorzugt,meinteCarol
Demarmels für die Sozialdemo-
kraten. Einen Antrag stellte die
SP aber nicht, auch sie stimmte
den62ProzentderRegierungzu.

Wichtig sei, dass die Mehr-
einnahmenausdemSchätzungs-
wesen wieder an die Bevölke-
rungzurückfliessen, sagteSilvan
Hilfiker (FDP) -undzwarmitder
Steuergesetzrevision 2025, die
verschiedeneSenkungenfürna-
türliche Personen vorsieht. Sie
soll, wie das Schätzungswesen,
am1. Januar2025 inKraft treten.
DieseDebattewollte derGrosse
Rat am Dienstag ebenfalls füh-
ren. Dazu reichte die Zeit aber
nichtmehr.

Ratsnachrichten
Zwei neueMitglieder
imGrossenRat

Inpflichtnahme Der Hunzen-
schwiler René Fichter ist neus-
tes Mitglied der SVP-Fraktion.
Ein gutes halbes Jahr vor den
Grossratswahlen rückte er für
die Lenzburgerin Brigitte Vogel
in den Rat nach. Auch bei den
Grünen gab es einen Wechsel:
Armin Schenk aus Brittnau erbt
den Sitz des in der letzten Sit-
zung zurückgetretenen Nicola
Bossard. (az)

Whistleblower:Gesetz
wirdgeprüft

Whistleblower Der Grosse Rat
hat einPostulat überwiesen,das
rechtliche Grundlagen zum
Schutz von berechtigtem
Whistleblowingverlangt.Einge-
reicht wurde der Vorstoss von
Uriel Seibert (EVP), Lukas Hu-
ber (GLP)undDanielAebi (SVP)
alsMotion.

Der Regierungsrat war be-
reit, ihnalsPrüfungsauftragent-
gegenzunehmen. Das wurde
von Bernhard Scholl (FDP) be-
stritten. Das Volk habe Nein zu
einemaufgeblähtenStaatsappa-
rat gesagt, als es die Schaffung
einer Ombudsstelle vor nicht
einmal einem Jahr an der Urne
ablehnte, erinnerte der Freisin-
nige.ManbefürchtedieEinfüh-
rung eines verworfenenPapier-
tigers durch dieHintertür. (az)

Wer ein Heim besitzt, zahlt in Zukunft 62 Prozent desMarktwerts als
Eigenmiete. Bild: Sandra Ardizzone


